
  
Anwalt für Strafrecht: Computerbetrug bei Vertretungsmacht

  

Die Täuschungshandlung des Beschuldigten muss beim Computerbetrug geeignet sein, eine
Vermögensverfügung zu veranlassen, die als keine Verfügung des Beschuldigten zu werten ist. Dies ist
dann nicht gegeben, wenn der Beschuldigte die tatbestandliche Handlung im Namen des Verfügenden und
mit Wirkung für diesen vornimmt.

  

Der Tatbestand des Computerbetrugs erfasst nur solche Handlungen, die, würden nicht lediglich
maschinell gesteuerte Geschehensabläufe ausgelöst, als Betrug durch täuschungsbedingte Veranlassung der
Vermögensverfügung eines anderen als dem Beschuldigten zu bewerten sind. In seinem Beschluss vom
23.Juli 2013 (3 StR 96/13) hatte sich der Bundesgerichtshof mit der Frage auseinanderzusetzen, inwiefern
ein Beschuldigter im Rahmen eines Computerbetrugs täuschen kann, wenn er im Namen des
Vermögensinhabers handelt. Der Beschuldigte war Angestellter einer Bank und berechtigt, in deren
Namen nach Identitäts- und Bonitätsprüfung, selbstständig Konten zu eröffnen. Der Beschuldigte ließ sich
von Dritten dazu veranlassen, mehrere Konten zu eröffnen, welche diese zum eigenen Vorteil belasteten.
Hierfür erhielt der Beschuldigte eine Provision von 10% des jeweiligen Kredits. Die Konten wurden nach
Eingabe der Prüfungsergebnisse durch ein EDV System automatisch erstellt und nicht durch einen
weiteren Mitarbeiter überprüft. Nach Auffassung des Bundesgerichtshofs macht sich der Beschuldigte
keines Computerbetrugs strafbar. Der Beschuldigte war berechtig selbstständig Entscheidungen über die
Konteneröffnung zu treffen. Eröffnete er ein Konto so verfügte er im Namen der Bank und mit Wirkung
für diese. Nimmt man an, der Bearbeitungsvorgang wäre nicht durch ein EDV System sondern manuell
durch Mitarbeiter der Bank durchgeführt worden, so scheidet auch bei diesen eine Täuschung aus.
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